
 

In der aktuellen Debatte um die Fachkräf-
tesituation in Deutschland zeigt sich ein 
vielfältiges und teilweise widersprüchli-
ches Bild: Einerseits herrscht in vielen 
Bereichen des Arbeitsmarktes Fachkräf-
temangel. So fehlt es zum Beispiel in der 
Pflege oder in der (frühkindlichen) Bil-
dung an qualifiziertem Personal. Aber 
auch viele Unternehmen, wie zum Bei-
spiel im Baugewerbe oder diejenigen, die 
auf IT-Dienstleistungen angewiesen 
sind, sehen sich weiterhin vor enorme 
Herausforderungen gestellt. Laut KfW-
ifo-Fachkräftebarometer klagten 35 Pro-
zent der Unternehmen zu Beginn des 
zweiten Quartals 2024, dass der Fach-
kräftemangel ihre Geschäftstätigkeit be-
hindere (KfW 2024). Dieser Engpass 
wird den deutschen Arbeitsmarkt auch in 
Zukunft prägen: Schätzungen zufolge 
werden im Jahr 2027 circa 728.000 
Fachkräfte auf dem Arbeitsmarkt fehlen 
(Burstedde/Tiedemann 2024). Auf der 
anderen Seite dominieren momentan 
Meldungen über die Planungen von 

Stellenabbau zum Beispiel bei VW, 
Bosch oder Siemens die öffentlichen De-
batten.   

Im Zuge von Diskussionen über Maßnah-
men zur Schließung der Fachkräftelücke 
wird häufig das Argument ins Spiel ge-
bracht, man müsse Leistungen für ver-
meintlich integrationsunwillige Bürger-
geldempfänger*innen kürzen, um deren 
Bereitschaft zu erhöhen, einen Job anzu-
nehmen. Ein genauerer Blick auf die 
Zahlen entlarvt diese Forderung jedoch 
als Polemik: Rund ein Drittel der Perso-
nen in der Grundsicherung ist gar nicht 
erwerbsfähig, die meisten davon sind 
Kinder. Viele der erwerbsfähigen Bürger-
geldempfänger*innen, die nicht arbeits-
los sind, gehen einer nicht geförderten 
Beschäftigung nach, sind in Ausbildung 
oder übernehmen Sorgetätigkeiten. Er-
werbsfähige, arbeitslose leistungsbe-
rechtigte Menschen im Bürgergeldbezug 
(2024: rund 1,7 Mio.) haben zum Großteil 
keine abgeschlossene Berufsausbildung 
(BA 2024a). Die Zahl der Menschen im  
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Bürgergeld, die sich weigern, eine ange-
botene Erwerbstätigkeit aufzunehmen, 
ist dabei verschwindend gering. Da auch 
Sanktionierungen im Bürgergeld unter-
schiedliche Gründe haben können, ist 
eine Missbrauchsquote kaum punktge-
nau zu definieren. Die meisten Zahlen, 
die diese ermitteln wollen, orientieren 
sich an der Zahl der sanktionierten Leis-
tungsempfänger*innen. Laut Bundes-
agentur für Arbeit (2024b) mussten im 
Jahr 2023 2,6 Prozent der erwerbsfähi-
gen Leistungsberechtigten mit mindes-
tens einer Leistungsminderung belegt 
werden. Es handelt sich dabei allerdings 
überwiegend um Sanktionierungen we-
gen Meldeversäumnissen, was bedeutet, 
dass die Kund*innen ohne wichtigen 
Grund nicht zu Terminen erschienen 
sind.   

Ebenso wird immer wieder betont, dass 
eine Erhöhung des Rentenalters für die 
Schließung der Fachkräftelücke unum-
gänglich sei (IWD 2024). Vielen Men-
schen, die körperlich oder psychisch be-
lastende Tätigkeiten ausüben, erscheint 
es aufgrund ihrer Arbeitsbedingungen je-
doch schlicht nicht möglich, überhaupt 
bis zur Verrentung erwerbsfähig zu blei-
ben – geschweige denn darüber hinaus 
(Blank/Brehmer 2024). Für sie würde 
eine Erhöhung des Rentenalters faktisch 
eine Rentenkürzung bedeuten. Sowohl 
Veränderungen beim Bürgergeld als 
auch die Erhöhung des Renteneintrittsal-
ters bergen somit vor allem die Gefahr, 
den Druck auf die Beschäftigten – insbe-
sondere auf ohnehin schon sehr belas-
tete Gruppen – zu erhöhen, soziale Un-
gleichheiten zu verschärfen und damit 
den sozialen Zusammenhalt zu gefähr-
den, während diese Ansätze zugleich 
eher wenig Potenzial haben, die Zahl der 
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen-
den Fachkräfte kurzfristig auch wirklich 
zu erhöhen. Dabei gibt es am Arbeits-
markt tatsächlich ungenutzte Potenziale, 
die mit einer zielgerichteten Arbeits-
markt-, Qualifizierungs- und Familienpo-
litik gehoben werden könnten.  

Ungenutzte Potenziale am Arbeits-
markt heben  

Menschen ohne berufsqualifizierenden 
Abschluss  

Die Zahl der Menschen, die keinen for-
mal qualifizierenden Berufsabschluss ha-
ben, ist während der Corona-Pandemie 
stark gestiegen: Sie lag im Jahr 2022 bei 
2,86 Mio. jungen Erwachsenen zwischen 
20 und 34 Jahren und ist innerhalb von 
nur zwei Jahren um mehr als eine halbe 
Mio. angestiegen (2020: 2,33 Mio.) 
(BMBF 2024: 107). Besorgniserregend 
ist, dass viele von ihnen auch längerfris-
tig ohne Abschluss bleiben. Zudem hat 
sich gezeigt, dass ein fehlender allge-
meinbildender Abschluss die Wahr-
scheinlichkeit erhöht, beruflich ebenfalls 
nicht zu einem Abschluss zu kommen. 
Verstärkte bildungspolitische Bemühun-
gen, die darauf abzielen, Abschlussquo-
ten im schulischen System zu erhöhen, 
könnten ein erster wichtiger Hebel sein, 
um diese Personengruppen auf ihrem 
beruflichen Weg zu unterstützen.   

34 Prozent der jungen Erwachsenen 
ohne beruflichen Abschluss – das sind 
968.000 Menschen unter 34 Jahren – 
sind weder in Ausbildung noch in Be-
schäftigung (NEET: „Not in Education, 
Employment or Training“) (Kalinowski 
2024) und fallen sowohl im Bildungssys-
tem als auch auf dem Arbeitsmarkt durch 
das Raster: Sie haben wenig Chancen, 
stabile Erwerbsverläufe aufzubauen. Die 
66 Prozent der jungen Menschen ohne 
berufsqualifizierenden Abschluss, die 
trotzdem erwerbstätig sind, haben häufig 
in Verkehrs- und Logistikberufen sowie in 
der Tourismus- und Gastronomiebran-
che Zugang zum Arbeitsmarkt gefunden. 
Ausbildungslose Personen haben zudem 
ein höheres Risiko, aus Beschäftigung 
heraus arbeitslos zu werden. Auch ihre 
Erwerbskarrieren sind somit mit hohen 
Risiken behaftet.  

Personen ohne berufsqualifizierende 
Ausbildung in stabile und qualifizierte 
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Beschäftigung zu bringen, um die Fach-
kräftesituation zu entschärfen, ist ein 
wichtiges arbeitsmarktpolitisches Ziel. 
Eine wesentliche Voraussetzung für ihre 
nachhaltige Integration in den Arbeits-
markt ist die Ausweitung der Instrumente 
der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik, um 
es ihnen zu ermöglichen, zum Beispiel 
einen Ausbildungswunsch zu realisieren, 
Berufsabschlüsse nachzuholen und Wei-
terbildungen zu absolvieren.  

Erhöhung der Erwerbstätigkeit  
von Frauen  

Auch wenn die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen in den letzten Jahren deutlich ge-
stiegen ist, ist dies im Wesentlichen auf 
einen Anstieg der Teilzeiterwerbstätigkeit 
zurückzuführen. Hier liegt ein gewaltiges 
Potenzial zur Erhöhung des Fachkräfte-
angebots, zumal Frauen in den jüngeren 
Generationen meist besser qualifiziert 
sind als Männer. Zika et al (2024) kom-
men zu dem Ergebnis, dass die Zahl der 
Erwerbstätigen bis zum Jahr 2027 um 
eine Mio. steigen könnte, wenn die Er-
werbsbeteiligung von Frauen um zehn 
Prozent erhöht würde. In dieser Berech-
nung bereits berücksichtigt sind die 
Fachkräfte, die benötigt würden, um die 
von den Frauen aktuell unentgeltlich er-
brachte Sorgearbeit im Bereich der Kin-
derbetreuung und Pflege im Rahmen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge zu über-
nehmen. Eine Erhöhung der Erwerbstä-
tigkeit von Frauen ist jedoch deutlich vo-
raussetzungsreicher und bedarf mehr als 
eines Ausbaus des bisherigen Angebots 
an Kinderbetreuung und Pflege.  

Zum einem braucht es nicht nur einen 
Ausbau der Kinderbetreuung, sondern 
zusätzliches Personal, um das aktuelle 
Angebot zu stabilisieren. So zeigen Aus-
wertungen der WSI-Erwerbspersonenbe-
fragung, dass 38 Prozent der Eltern von 
Betreuungsausfällen in Kitas betroffen 
sind. Ein Drittel der betroffenen Eltern re-
agierte darauf, indem sie ihre eigene Er-
werbsarbeitszeit reduzierten. Das unzu-

verlässige Angebot der Kinderbetreuung 
hält Frauen somit nicht nur davon ab, ihre 
Erwerbsarbeitszeit auszubauen, sondern 
führt im Gegenteil teilweise sogar zu ei-
ner Reduzierung der Arbeitszeit (HBS 
2023).   

Zum anderen wird sich das Erwerbsvolu-
men von Frauen langfristig nur erhöhen 
lassen, wenn Männer einen größeren 
Teil der Sorgearbeit übernehmen als bis-
her. Rechnet man bezahlte und unbe-
zahlte Arbeit zusammen, arbeiten er-
werbstätige Frauen gegenwärtig eine 
Stunde mehr als erwerbstätige Männer. 
Auch wenn der Gender Care Gap in 
Haushalten mit Kindern unter sechs Jah-
ren mit 15 Stunden besonders groß ist, 
besteht dabei die von Frauen zusätzlich 
geleistete Sorgearbeit keineswegs nur 
aus Kinderbetreuung und Pflege von An-
gehörigen. Sie umfasst vielmehr u. a. 
auch die Instandhaltung von Haus und 
Wohnung, die Pflege und Änderung von 
Textilien sowie die Zubereitung von 
Mahlzeiten und Hausarbeit in der Küche 
(Lott 2024). Ein Ausbau der Kinderbe-
treuung würde Frauen somit nur von ei-
nem Teil der zusätzlichen Sorgearbeit 
entlasten. Ein Aufwuchs der Erwerbsar-
beit von Frauen ist nur realistisch, wenn 
es zu einer Umverteilung von Sorgear-
beit von Frauen an Männer kommt. Hier-
für kann der Staat Rahmenbedingungen 
setzen, indem er Anreize für eine unglei-
che Verteilung der Sorgearbeit, wie zum 
Beispiel das Ehegattensplitting, abschafft 
und Anreize für eine faire Verteilung der 
Sorgearbeit, zum Beispiel bei der Ausge-
staltung des Elterngeldes, setzt.   

Menschen mit Migrationsgeschichte  

Menschen mit Migrationserfahrung sind 
eine weitere Personengruppe, die in den 
Blick genommen wird, wenn Lösungen 
für Fachkräfteengpässe gesucht werden. 
Hier gibt es unterschiedliche Optionen, 
von gezielter Fachkräfteanwerbung in 
Drittstaaten, einer überarbeiteten Regu-
lierung der Mobilität im europäischen 
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Raum (Blaue Karte EU) über die Qualifi-
zierung von Menschen mit Asylstatus in 
Deutschland bis hin zur besseren Ar-
beitsmarktintegration von Menschen mit 
direkter oder indirekter Migrationserfah-
rung, die bereits in Deutschland leben.   

Betrachtet man allein die Erwerbsquote 
von Menschen mit nicht-deutscher 
Staatsangehörigkeit in Deutschland – 
ohne zusätzliche Zuwanderung aus dem 
Ausland einzukalkulieren oder Verbesse-
rungen in der Anerkennung von auslän-
dischen Abschlüssen mitzurechnen – 
zeigt sich erheblicher Spielraum: Wenn 
die Erwerbsquoten von Personen mit 
nicht-deutscher Staatsbürgerschaft auf 
das Niveau von Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit ansteigen, würde 
das als Prognose für das Jahr 2027 rund 
850.000 Beschäftigte mehr auf dem Ar-
beitsmarkt bedeuten (Zika et al. 2024).  

Ähnlich wie schon weiter oben ausge-
führt, ist die Frage der Kinderbetreuung 
Dreh- und Angelpunkt zur Hebung dieses 
Potenzials. Familien mit Migrationserfah-
rungen sind in Kitas deutlich unterreprä-
sentiert, obwohl auch in dieser Gruppe 
eine große Nachfrage nach Betreuungs-
plätzen besteht. Die Erwerbschancen 
dieser Eltern, meist der Frauen, werden 
dadurch stark gemindert. Ein Ausbau der 
institutionalisierten Kinderbetreuung birgt 
außerdem die große Chance, frühzeitige 
Bildungspotenziale für zukünftige Fach-
kräfte auszuschöpfen. Von früher Bil-
dung profitieren insbesondere Kinder aus 
Haushalten mit niedrigem Einkommen 
und/oder Migrationshintergrund (Spieß 
2024). Sie früh zu fördern, schafft ge-
rechtere Lebenschancen, öffnet Teilha-
beperspektiven und ist auch eine lang-
fristige Investition in Fachkräftesiche-
rung.    

Ältere Beschäftigte  

Zika et al. (2024) kommen zu dem Ergeb-
nis, dass eine Erhöhung der Erwerbs-
quoten der 55- bis 60-Jährigen sowie der 
60- bis 65-Jährigen auf die Erwerbsquo-

ten der jeweils vorangehenden Alters-
gruppen (50- bis 55-Jährige bzw. 55- bis 
60-Jährige) die Zahl der Erwerbstätigen 
um 667.000 erhöhen könnte. Auch in die-
sem Modell sind zusätzliche Arbeits-
kräfte, die die entfallende Pflege und  
Kinderbetreuung ausgleichen würden, 
schon gegengerechnet. Eine Anhebung 
der Erwerbsquoten der Gruppe stellt je-
doch höhere Anforderungen an das be-
triebliche Personal- und Gesundheitsma-
nagement. So zeigen Blank und Brehmer 
(2024), dass die vorhandenen Potenziale 
der Betriebe, den Beschäftigten das Ar-
beiten bis zum Rentenalter zu ermögli-
chen, aus Sicht der Betriebs- und Perso-
nalräte momentan nicht ausgeschöpft 
werden. Mehr als ein Sechstel der be-
fragten Personal- und Betriebsräte gibt 
sogar an, dass sich der Betrieb „gar 
nicht“ darum bemühe, die Arbeitsbedin-
gungen älterer Beschäftigter besser ih-
ren Bedürfnissen entsprechend zu ge-
stalten. Hierzu gehören zum Beispiel Be-
mühungen der Betriebe, die Arbeitsbe-
dingungen Älterer anzupassen und zu 
optimieren, aber auch allgemeine Maß-
nahmen des betrieblichen Gesundheits-
managements.  

Fazit   

Die gegenwärtige öffentliche Debatte 
über die Fachkräftesituation ist oft von 
Abwertungsrhetorik gegenüber bestimm-
ten gesellschaftlichen Gruppen, wie zum 
Beispiel Bürgergeldempfänger*innen ge-
prägt, ohne dass deren spezifische Situ-
ation und differenzierten Bedürfnisse  
tatsächlich in den Blick genommen wür-
den. Oft werden dabei schwache gesell-
schaftliche Gruppen gegen noch schwä-
chere ausgespielt (z. B. Bürgergeldbe-
zieher*innen gegen Geringverdiener*in-
nen). Dies birgt die Gefahr gesellschaftli-
che Spannungen zu verschärfen, ohne 
das Problem der Gleichzeitigkeit von 
Fachkräftemangel in einigen Branchen 
und steigender Arbeitslosigkeit in ande-
ren Branchen tatsächlich zu adressieren. 
Dabei ist es höchste Zeit, eine ernsthafte 
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politische Debatte über die Fachkräftesi-
tuation zu führen und politische Maßnah-
men zu ergreifen, die einen weiteren Ar-
beitsplatzverlust verhindern, den Be-
schäftigten in dieser Zeit tiefgreifender 
Transformationen Sicherheit geben und 
neue Fachkräfte-Potenziale erschließen. 
Hierzu gehört neben einer aktiven Indust-
riepolitik, die Arbeitsplätze sichert, vor al-
lem ein Ausbau der Weiterbildung, um 
Beschäftigte in Zeiten eines zunehmend 
volatilen Arbeitsmarktes im Arbeitsmarkt 
halten zu können. So ist zum Beispiel die 
im Koalitionsvertrag vereinbarte Bil-
dungs(teil)zeit bisher nicht umgesetzt 
worden. Sie ist jedoch ein wichtiges In-
strument, um den Zugang zu Weiterbil-
dung breiter zu öffnen. Insgesamt zeigt 
sich, dass sich momentan noch zu we-
nige Betriebe mit ihren bereits bestehen-
den Qualifizierungsstrategien auf kom-
mende Herausforderungen vorbereiten 
(Erol/Ahlers 2023). Hier herrscht Nach-
holbedarf. Staatliche Unterstützung bei 
der Weiterbildung Beschäftigter im Be-
trieb bietet das neu eingeführte Qualifi-
zierungsgeld (Räder/Pusch 2024). Es 
wird sich jedoch erst noch zeigen, ob das 
Instrument in seiner jetzigen Ausgestal-
tung auch dazu in der Lage ist, Ungleich-
heiten beim Zugang zu Weiterbildung 
auszugleichen, um vor allem benachtei-
ligte Personengruppen in der Transfor-
mation nicht zu verlieren. Insbesondere 
wenn die Entgeltersatzleistung (60 bzw. 
65 Prozent) nicht durch den Arbeitgeber 
aufgestockt wird, ist zu befürchten, dass 
dies eine Inanspruchnahme gerade in 
den niedrigen Einkommensgruppen 
hemmt.      

Darüber hinaus braucht es aber auch 
den Aufbau einer inklusiven Bildungs-
struktur, beginnend bei der frühkindli-
chen Bildung bis hin zu einer systemati-
schen Unterstützung bei dem Übergang 
in eine berufliche Ausbildung. Das ver-
langt, mehr pädagogische Ressourcen 
an Schulen zu schaffen, um auf die  
zunehmende Heterogenität der Schüler-
schaft zu reagieren und dabei ins-

besondere Kinder und Jugendliche mit 
Flucht- und Migrationsgeschichte früh 
gut zu integrieren. Unabdingbar ist auch, 
dass sich Arbeitsmarkt und Betriebe auf 
die unterschiedlichen Bedürfnisse von 
Beschäftigten, seien es ältere Beschäf-
tigte oder Beschäftigte mit Sorgeverant-
wortung, einstellen. Statt einer Diskus-
sion über die Erhöhung des Rentenalters 
bedarf es ernsthafter Bemühungen, mehr 
Erwerbstätige tatsächlich bis zum Ren-
tenalter zu bringen. Und statt die Forde-
rungen nach einer höheren Erwerbstätig-
keit nur an die Frauen zu adressieren, 
müssen gesellschaftliche Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, die es 
Frauen und Männern ermöglichen, Er-
werbs- und Sorgearbeit untereinander 
fairer zu verteilen.   

Es wird deutlich: Eine Fachkräftedebatte, 
die die Potenziale von Menschen in den 
Blick nimmt, führt zu mehr Chancen-
gleichheit und tut damit nicht nur den di-
rekt betroffenen Menschen gut. Sie ent-
faltet auch einen ungemeinen Mehrwert 
für die gesamte Gesellschaft (und damit 
auch für die Wirtschaft) und zeigt vor al-
lem eins: So viele Chancen für so viele 
Menschen.  
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